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Abstract: How well migrants and refugees inte-
grate into their new communities depends to a 
large extent on a range of circumstances at lo-
cal level, which, in turn, can vary from case to 
case. Local integration policies build upon spe-
cific local discourses about particular “prob-
lems” related to urban development and mi-
gration issues. These discourses are not only 
conditioned by structural and socio-economic 
circumstances, but also by which policy op-
tions appear legitimate against the background 
of specific spatial imaginaries. Two particularly 
prominent urban discourses are linked to the 
diagnoses of shrinking cities and socio- spatial 
segregation; the latter is almost invariably 
viewed as a spatial concentration of disadvan-
taged population groups. In both cases, conven-
tional political answers are centred around ini-
tiating (inland) immigration, aimed implicitly at 
the autochthonous middle classes.
On the basis of empirical studies carried out 
in the shrinking small town of Altena (West-
phalia) and the neighbourhood of Altenessen 
and  Karnap in the socially segregated city of 
Essen, we reconstruct different paths of local 
integration and migration policy. The article 
aims to trace back local political decisions on 
migration-related issues to site-specific predis-
positions and spatial imaginaries. In Altena, it 
is expected that a stabilisation of the town’s 
population will occur as a result of the influx of 
refugees. It was for this reason that the town re-
acted to the most recent migration movements 
with a so-called “recruitment policy”, which 
manifested itself in the decision to voluntarily 
accommodate additional refugees (when com-
pared to state-allocated quotas). On the other 
hand, the area north of Essen is dominated by 
local political efforts in the form of “exclusion 
policies”, which aim at defending the neigh-
bourhood against migration, mobilising fears 
of exacerbating socio-spatial segregation.
English title: Local Recruitment and Pushback 
Policies in the Context of Migration and Ref-
ugees.
1. Migration und Flucht als kommunale 
Politik- und Diskursfelder
Der sogenannte «lange Sommer der Migra-
tion» kann als zentraler politischer und dis-
kursiver Moment begriffen werden, seitdem 
die Themen Flucht und Migration zu Kern-
bestandteilen unterschiedlichster Debatten 
avancierten (Pott, Schmiz 2018: 5). Der von 
Tsianos und Kasparek (2015) geprägte Begriff 
bezieht sich auf die Fluchtbewegungen, die im 
Spätsommer 2015 aufgrund von Krisenkons-
tellationen in Folge des arabischen Frühlings 
und des Syrienkrieges stattfanden und die die 
gängigen Abläufe des europäischen Grenz-
regimes infrage stellten. Dieser kurze Zeit-
raum wird als «historische und strukturelle 
Niederlage des europäischen Grenzregimes» 
bezeichnet (Hess et al. 2016: 6). Hier nahmen 
verschiedene Krisendiskurse ihren Ausgangs-
punkt, von denen insbesondere der Be- oder 
auch Überlastungsdiskurs sowohl für die bun-
despolitische Ebene als auch für die Untersu-
chungsquartiere relevant scheint. 
Die Frage der Integration von MigrantIn-
nen sowie von dazukommenden Geflüchteten 
wird seitdem politisch und auf allen gesell-
schaftlichen Ebenen (wieder) neu diskutiert 
(Münch 2018). In diesem Zusammenhang 
wurde auch die (raumbezogene) Frage nach 
Chancen und Grenzen der Integration von Ge-
flüchteten auf lokaler Ebene und im Quartier 
hoch relevant (Careja 2018; Gesemann, Roth 
2018; Kronenberg 2018; Vlašić 2017). 
Vor diesem Hintergrund untersuchte das 
durch das Forschungsinstitut für gesellschaft-
liche Weiterentwicklung des Landes Nord-
rhein-Westfalen (FGW) geförderte Projekt 
QUARTPOINT (QUARTierspezifische POten-
tiale der INTegration) Integrationsprozesse 
und Desintegrationstendenzen sowie deren 
Ursachen im kommunalen Kontext. Im Zent-
rum dieses Projektes standen drei Fallstudien, 
die von Mitte 2016 bis Anfang 2018 durchge-
führt wurden. Deren Gegenstand waren zwei 
Quartiere der Ruhrgebietsstadt Essen sowie 
die Kleinstadt Altena (Westfalen) – und da-
mit drei räumliche Einheiten, die aufgrund 
demographischer Schrumpfung oder sozialer 
Segregation vor sehr unterschiedlichen Her-
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Vielzahl unterschiedlicher qualitativer und 
quantitativer Erhebungsmethoden. Ein zent-
rales Instrument der Datenerhebung bildeten 
23 fokussierte ExpertInneninterviews mit Ak-
teurInnen aus Politik und Verwaltung, städti-
scher Ökonomie, Wirtschaftsverbänden sowie 
Zivilgesellschaft. Um den Fragen nach stadt-
teilbezogenen Planungszielen, kommunal-
politischen Programmen sowie dem Einsatz 
sozial- und raumplanerischer Instrumente in 
den Fallstudienquartieren sowie nach rele-
vanten AkteurInnen nachzugehen, wurde da-
rüber hinaus eine umfangreiche Dokumen-
tenanalyse durchgeführt. Hierbei wurden 
stadt ent wicklungs politische und -planerische 
Programme, Konzepte und Studien wie auch 
Pressemitteilungen und Niederschriften von 
Beschlüssen der lokalen Parlamente in den 
Blick genommen. Als dritte Säule der empiri-
schen Datengewinnung diente eine Presseana-
lyse. Zum einen wurde ein Korpus von Pres-
seartikeln aus überregionalen Printmedien 
ausgewertet, um thematische Schwerpunkte, 
Argumentationsstrukturen und hegemoniale 
Vorstellungen in den Debatten zu Migration 
und Integration herauszuarbeiten. Zum an-
deren wurde eine regionale Presse analyse zu 
den untersuchten Quartieren durchgeführt, 
anhand derer lokal relevante Ereignisse, wich-
tige AkteurInnen im Quartier sowie aktuelle 
Auseinandersetzungen in den Untersuchungs-
gebieten identifiziert wurden.
Das Projekt QUARTPOINT bildet das em-
pirische Fundament des vorliegenden Bei-
trags, der Prädispositionen kommunaler 
Integrations- und Migrations politiken iden-
tifiziert. Die folgenden Ausführungen stützen 
sich dabei auf nur zwei der drei durchgeführ-
ten Fallstudien: Altenessen und Karnap (kreis-
freie Stadt Essen) und Altena (Märkischer 
Kreis). Im Folgenden wird gezeigt, wie es im 
Feld der Integrations- und Migrationspoliti-
ken in jüngster Vergangenheit zu einer mas-
siven Bedeutungssteigerung der kommunalen 
Ebene gekommen ist – eine Entwicklung, die 
auch im internationalen Kontext beobachtet 
wird und dort als Beleg für einen umfassen-
deren  local turn in der politischen Bearbei-
tung gesellschaftlicher Problemstellungen in-
terpretiert wird ( Caponio 2010; Glick  Schiller, 
Çaglar 2010; Zapata- Barrero et al. 2017) – und 
inwiefern dieser Bedeutungszuwachs als dis-
kursiv vorstrukturiert verstanden werden 
muss.
1.1 Identifizierung von Handlungs mög lich­
keiten der Kommunen im Mehr ebenen system 
der Flüchtlings aufnahme und ­integration
Die wesentlichen Rahmenbedingungen für 
Migrations- und Integrationsprozesse wer-
den in Deutschland durch die Gesetzgebung 
auf Bundesebene definiert. Dabei erfolgt ins-
besondere im Bereich der Flüchtlingspoli-
tik eine Aufgabenteilung zwischen mehreren 
Fachressorts. Während das Asylverfahren durch 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) geregelt wird, liegen die Fachaufsicht 
für dessen Durchführung und die Verantwor-
tung für asyl- und aufenthaltsrechtliche Fragen 
beim Bundes innen ministerium. Integrations-
politische Massnahmen fallen dagegen, ins-
besondere soweit sie Qualifizierung und Ar-
beitsmarktintegration betreffen, in der Regel 
ins Ressort des Bundesministeriums für Ar-
beit und Soziales. Bereits hier zeigt sich «ein 
Spannungsverhältnis zwischen einem wohl-
fahrtsstaatlichen Ansatz (Versorgung und ar-
beitsmarktorientierte Integration) und einem 
ordnungsrechtlichen (Migrationskontrolle)» 
(Schammann, Kühn 2016: 7), indem beide An-
sätze unterschiedlich ressortiert sind. Dieses 
Spannungsverhältnis setzt sich auf der Ebene 
von Ländern und Kommunen fort und sorgt 
dort für zahlreiche Interessenkonflikte der un-
terschiedlichen institutionellen AkteurInnen 
wie etwa Ausländerbehörden, Stadtplanungs- 
und Sozialämtern oder Jobcentern (Scham-
mann, Kühn 2016: 37). Bei der Ausgestaltung 
der hierbei einschlägigen Gesetzgebungen 
werden den Bundesländern jedoch Spielräume 
eingeräumt, so dass migrations- und integra-
tionspolitische Rahmensetzungen von Ort zu 
Ort durchaus variieren können (Schammann 
2015: 172).
Ein weiteres Spannungsverhältnis ergibt 
sich durch die Aufgabenteilung im Mehrebe-
nensystem zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen. So liegt die Erstaufnahme und -unter-
bringung von Asylsuchenden und Geflüchteten 
im Aufgabenbereich des Bundes. Ihre Vertei-
lung auf die Länder erfolgt nach dem König-
steiner Schlüssel, wobei dem bevölkerungs-
reichsten Bundesland, Nordrhein-Westfalen 
(NRW), 21 Prozent der Personen zugewiesen 
werden (ILS 2016: 14). Die Folgeunterbringung 
sowie die Administrierung existenzsichernder 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz (AsylbLG) werden an die Länder dele-
giert, die diese Aufgaben, auf Grundlage von 
Landesaufnahmegesetzen, ganz oder teilweise 
an die kommunale Ebene – Landkreise, kreis-
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weiterreichen (Schammann, Kühn 2016: 7). Für 
die Aufnahme Geflüchteter erhalten die Kom-
munen von den Ländern eine finanzielle Un-
terstützung, in die nicht zuletzt die Kompen-
sationsleistungen einfliessen, die die Länder 
ihrerseits vom Bund erhalten (Aumüller et al. 
2015: 21; BMF 2018). 
Auf kommunaler Ebene zeigen sich zum 
Teil grosse Unterschiede bei der Unterbrin-
gung, Versorgung und Integration der zuge-
wiesenen geflüchteten Menschen. Dies betrifft 
sowohl das Agieren der kommunalen Auslän-
derbehörden, die für die Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis und den rechtlichen Zugang 
zum Arbeitsmarkt zuständig sind, als auch 
die lokale Aufnahmegesellschaft, die für ge-
flüchtete Menschen oftmals darüber hinaus-
gehende Integrationsleistungen in den Berei-
chen Sprachförderung, Bildungsmarkt- und 
Arbeitsmarktintegration erbringt. Somit wird 
die Kommune zum entscheidenden Akteur der 
Integration von Geflüchteten. Das Land NRW 
unterstützt die lokalen Integrationsbemühun-
gen, indem es in Kreisen und kreisfreien Städ-
ten jeweils ein Kommunales Integrationszent-
rum finanziert, dessen inhaltliche Ausrichtung 
von Ort zu Ort variiert.
Insgesamt wird deutlich, dass die deutschen 
Kommunen nicht nur über eine verfassungs-
mässig verankerte Selbstverwaltungsgarantie 
verfügen, sondern dass sie gerade in der jün-
geren Vergangenheit auch damit begonnen ha-
ben, ihre Handlungsspielräume im Bereich der 
Integrations- und Migrationspolitik zu nutzen 
und partiell sogar weiter auszubauen (Scham-
mann, Kühn 2016). Ihre integrationspolitischen 
Aktivitäten lassen sich dabei danach typisieren, 
ob sie als weisungsgebundene Pflichtaufgaben, 
pflichtige Selbstverwaltungsaufgaben oder frei-
willige Selbstverwaltungsaufgaben einzuordnen 
sind. Der Vollzug des Aufenthaltsrechts und die 
Gewährleistung sozialer Leistungen gehören 
hierbei zu den Pflichtaufgaben. Allerdings be-
stehen bereits bei diesen Aufgaben, wie Scham-
mann (2015) am Beispiel der unterschiedlichen 
Rechtsinterpretationen des AsylbLG zu zeigen 
vermag, erhebliche Ausgestaltungsspielräume 
für die Kommunen. Zu den pflichtigen Selbst-
verwaltungsaufgaben zählen Aufgaben, deren 
Ziel- bzw. Umsetzung durch Landesgesetze und 
Verordnungen vorgegeben ist, die jedoch von 
den Kommunen eigenständig erfüllt werden 
(z. B. Kommunen als Träger von Schulen). Bei 
der Umsetzung freiwilliger Selbstverwaltungs-
aufgaben schliesslich obliegt die Entscheidung 
darüber, ob und wenn ja, welche Aktivitäten 
ergriffen werden, allein den kommunalen In-
stitutionen. Dies betrifft beispielsweise die 
Sprachmittlung für Asylsuchende und Gedul-
dete, die aus dem Förderungsnetz der BAMF-
finanzierten Deutschkurse meist herausfal-
len. In diesem Zusammenhang sind neben der 
kommunalen Finanzlage und dem politischen 
Willen auch Kompetenzen in der Akquisition 
von Fördergeldern entscheidend, die u. a. auch 
von der jeweiligen Grösse einer Kommune 
bzw. ihres Verwaltungsapparats abhängen. Die 
Kommunen agieren im Bereich der freiwilli-
gen Selbstverwaltungsaufgaben daher auch, 
sofern diese Aufgaben eine migrations- oder 
integrationspolitische Dimension haben, sehr 
 unterschiedlich. 
1.2 Lokale Prozesse der Sinngebung
Die aufgezeigten Handlungsspielräume kom-
munaler Politik im Umgang mit Migration und 
Flucht sind nicht nur von rechtlichen Bestim-
mungen, Verwaltungsstrukturen oder ökono-
mischen Voraussetzungen begrenzt. Ebenso 
wirkmächtig ist die Definition des Feldes mög-
licher Handlungsoptionen durch integrations-
politische Diskurse. Sie bestimmen massgeb-
lich darüber, welche politischen Instrumente 
und Konzepte überhaupt ‹vermittelbar› sind 
und welche nicht (vgl. Barbehön, Münch 2015: 
40). So können Vorstellungen von Flucht und 
Migration sowie von Herkunfts- und Ankunfts-
räumen als hochgradig politisch wirksam ver-
standen werden (Barbehön et al. 2015;  Bürkner 
2015: 29 ff.). Hans-Joachim Bürkner zeigt bei-
spielsweise auf, wie ein viktimisierender Blick 
auf Geflüchtete die Thematisierung von sozi-
alen Ungleichheiten und Intersektionalitä-
ten erschwert (Bürkner 2017). Andere Studien 
( Collyer, King 2015; Varró 2014) legen nahe, 
dass sowohl auf bundesdeutscher als auch auf 
regionaler und kommunaler Ebene wirkmäch-
tige räumliche Imaginationen lokalisierbar 
sind, die politische Pfadabhängigkeiten erzeu-
gen. Lokale integrationspolitische Ansätze las-
sen sich damit genealogisch rekonstruieren.
Damit knüpft der Artikel an die Debatten 
um spatial imaginaries an, die verstanden wer-
den als geteilte Vorstellungen über Geschichte, 
Beschaffenheit und mögliche Zukunftsszena-
rien bestimmter Räume (Watkins 2015: 509). 
Aufgrund ihrer performativen Qualität können 
sie sowohl als wirkmächtiges Mittel für regio-
nale Politiken, aber auch als umkämpftes Ter-
rain interpretiert werden, das von ungleichen 
AkteurInnen bespielt wird und von Machtstruk-
turen durchzogen ist (Gregory 1995). Für die 
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eines breit geteilten Konstrukts, gelten Medien 
als «Vermittlungsinstanz» (Jäger, Wamper 2017: 
11), insbesondere in den aktuellen Debatten um 
Flucht und Migration. Mit Blick auf dieses The-
menfeld kommt ihnen eine «Schlüsselrolle für 
die Bewusstseinsbildung» (Butterwegge 2009: 
91) und auch für den Verlauf politischer De-
batten zu, die vielfach nachgewiesen werden 
konnte (z. B. Wengeler 2006; Jung et al. 2000; 
Niehr, Böke 2000; Bozdag, Möller 2015).
Wir gehen davon aus, dass es für das Ver-
ständnis von lokalpolitischem Handeln hilf-
reich ist, diese jeweils spezifischen räumlichen 
Vorstellungen in die Analyse mit einzubeziehen 
und nicht als gleichsam gesetzte Handlungs-
zwänge auszuklammern. Anders als politische 
oder institutionelle Rahmenbedingungen der 
lokalen Integrations- und Migrationspolitik 
entziehen sich spatial imaginaries allerdings 
weitgehend der Ordnungslogik von Multilevel-
Ansätzen (Zapata-Barrero et al. 2017), da sie 
sich kaum eindeutig bestimmten Skalenebe-
nen zuweisen lassen. Vielmehr erfordern sie 
eine Fokussierung auf emergente Räume im 
Sinne einer «flachen Ontologie», in der sich 
‹das Soziale› in fluiden, oftmals temporären Re-
lationen entfaltet (vgl. Marston et al.: 423). Dies 
hilft dabei, «städtische Probleme und darauf 
gerichtete politische Reaktionen nicht als Ab-
leitung überlokaler Phänomene, sondern als 
Resultat von Problematisierungsleistungen, 
d. h. von lokal spezifischen Prozessen der Sinn-
gebung und Bedeutungszuschreibung» zu ver-
stehen (Barbehön et al. 2015: 44). Der Frage, 
welche Prädispositionen sich aus den lokalspe-
zifischen Sinngebungen für die kommunale In-
tegrations- und Migrationspolitiken ergeben, 
gehen folgende Abschnitte nach.
2. Die Fallstudienquartiere im Kontext 
städtischer Problemdiskurse
Am Beispiel unserer empirischen Fälle rekon-
struieren wir im Folgenden unterschiedliche 
Pfade der Integrations- und Migrations politik 
auf kommunaler Ebene, die auf jeweils lokal-
spezifische Prädispositionen und Problem-
diskurse zurückgeführt werden können. Dazu 
erfolgt zunächst eine Analyse der sozial in un-
terschiedlicher Weise geforderten Untersu-
chungsquartiere: des ‹sozial benachteiligten› 
Essener Nordens (Altenessen, Karnap) und der 
schrumpfenden Stadt Altena. Angesichts der 
erheblichen strukturellen Unterschiede zwi-
schen diesen beiden Quartieren hilft dieses 
Fall arrange ment zu verstehen, wie unterschied-
liche Stadtentwicklungsprozesse einschliess-
lich der mit ihnen einhergehenden lokalen 
Debatten Wirkmacht entfalten und in lokale 
An- bzw. Abwehrpolitiken im Kontext von Mig-
ration und Flucht übersetzt werden.
2.1 Die segregierte Grossstadt Essen
Als zentrales Feld stadtgeographischer sowie 
stadtsoziologischer Forschung ist «Segrega-
tion» ein viel diskutiertes Thema und wird im 
Allgemeinen als «Phänomen der ungleichen 
Verteilung städtischer Bevölkerung nach be-
stimmten Merkmalen» (Farwick 2012: 381) bzw. 
als «räumliche Verteilung der Wohnstandorte 
bestimmter Bevölkerungsgruppen» (ebd.) be-
schrieben. Im Falle sozialer Segregation ist der 
Zuzug einkommensarmer Haushalte in status-
niedrige Quartiere bei gleichzeitiger Abwan-
derung bessergestellter Haushalte massgeblich 
mitverantwortlich. 
Essen kann als eine sozialräumlich segre-
gierte Grossstadt mit ausgeprägter Süd-Nord-
Disparität hinsichtlich zentraler Indices wie Ar-
beitslosigkeit, Transferabhängigkeit, (Kinder-)
Armut und Migrationshintergrund der Bevöl-
kerung charakterisiert werden (Kersting 2009: 
143). Die im Essener Norden gelegenen Stadt-
teile gelten dabei aufgrund einer Kumula-
tion sozialer Problemlagen als in besonderem 
Masse gefordert. Diesen Disparitäten versucht 
die Stadt Essen bereits seit vielen Jahren durch 
die Umsetzung verschiedener Bundespro-
gramme wie «Soziale Stadt», «Stärken vor Ort» 
und «Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier» 
(BIWAQ) und kommunalen Stadt(teil)entwick-
lungsmassnahmen zu begegnen.
2.2 Die schrumpfende Kleinstadt Altena 
Wirtschaftlicher Strukturwandel und demogra-
phische Veränderungsprozesse führen in West-
deutschland seit den 1970er, in Ostdeutschland 
seit den 1990er Jahren vielerorts zu massi-
ven Arbeitsplatz- und Bevölkerungsverlusten. 
Schrumpfende Städte und die damit einher-
gehenden neuen stadtentwicklungspolitischen 
Herausforderungen geraten somit in den Fokus 
von Stadtforschung und -planung (Hannemann 
2000; Rietdorf et al. 2001; Glock 2006). Die im 
Märkischen Kreis gelegene Kleinstadt Altena 
ist stark vom demographischen Wandel betrof-
fen. Hatte Altena im Jahr 1970 noch 32 0000 
EinwohnerInnen, so waren es 2015 nur noch 
rund 17 000. Dies ist sowohl auf einen anhal-
tend hohen Sterbeüberschuss zurückzuführen 
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gendlichen und jungen Erwerbspersonen, die 
in Altena aufgrund fehlender Ausbildungs- und 
Arbeitsplätzen für hochqualifizierte Arbeits-
kräfte keine Zukunftsperspektive sehen (Stadt 
Altena 2007: 24). Dennoch zählt der Märkische 
Kreis bis heute zu den industriestärksten Regi-
onen in NRW. Altena und Umgebung sind Sitz 
zahlreicher Betriebe der metallverarbeitenden 
Industrie, die in den letzten Jahren einen zu-
nehmenden Arbeitskräftemangel zu verzeich-
nen haben. 
Den Herausforderungen, denen Altena auf-
grund von demographischen und wirtschaftli-
chen Entwicklungen gegenübersteht, begegnet 
die Stadt bereits mit verschiedenen Projekten. 
Dabei setzt sie auf vier Bereiche: die Stärkung 
des bürgerschaftlichen Engagements, die An-
passung der städtischen Infrastrukturen, den 
Ausbau touristischer Attraktionen in der Alt-
stadt sowie die Profilierung als «Willkommens-
stadt». 
3. Lokale Politiken der Fluchtmigration 
und Integration 
Die Fallstudien zeichnen ein Bild divergieren-
der lokalpolitischer Strategien. Im Angesicht 
der Herausforderungen, die sich durch die 
starke Zunahme der Fluchtmigration ergeben 
haben, schlagen die untersuchten Kommunen 
Essen und Altena ganz unterschiedliche inte-
grationspolitische Pfade ein: während sich in 
Altenessen und Karnap Politiken der ablehnen-
den Problematisierung manifestieren, reagiert 
die Kleinstadt Altena primär mit einer strategi-
schen Inwertsetzung von Migration. 
Dementsprechend unterscheiden sich die 
mit der Zuweisung und Aufnahme geflüchte-
ter Menschen einhergehenden Massnahmen 
in den Bereichen Erstversorgung und Integ-
ration zwischen den beiden Fallstudien deut-
lich. Dafür sind nicht nur strukturelle Fakto-
ren wie die Grösse des jeweiligen kommunalen 
Verwaltungsapparats ursächlich. Auch die lo-
kalspezifische Identifikation und Proklamation 
von stadtentwicklungspolitischen Herausfor-
derungen spielen eine zentrale Rolle, die es 
nicht zu unterschätzen gilt. Nachfolgend wer-
den zunächst die Auswirkungen von lokalen 
Sinn gebungen und Problematisierungen auf 
die Programmatik und Ausgestaltung kom-
munaler Integrationspolitiken dargestellt, be-
vor dann diskutiert wird, welche Implikationen 
sich für Kommunalpolitik und Forschung erge-
ben (können). 
3.1 Diskursive Verhärtung und 
Paradigmenwechsel – Zwei Beispiele
3.1.1 Politiken der abwehrenden 
 Problematisierung
Der migrationspolitische Diskurs in den un-
tersuchten Quartieren des Essener Nordens 
ist von einem Überforderungsnarrativ ge-
prägt, und die politisch Agierenden halfen 
dieser Erzählung sogar dabei, zu einem den 
gesamtstädtischen Diskurs beherrschenden 
Narrativ zu werden (vgl. Nuissl et al. 2019, 
Kap. 6).1 Die damit einhergehenden inner- 
und interparteilichen Konflikte wurden von 
grosser medialer Aufmerksamkeit begleitet, 
die sich insbesondere auf die Verteilung der 
Ankommenden und die ‹Grenze des Integrati-
onspotentials› drehten. 
Nach der Zuweisung von Geflüchteten 
durch das Land NRW 2015 und 2016 wur-
den zunächst leerstehende öffentliche Ein-
richtungen (z. B. Schulen oder Freiflächen) 
zu Notunterkünften umfunktioniert, um den 
Fehlbedarf an regulären Unterkünften zu 
kompensieren. Diese Liegenschaften konzen-
trierten sich zu diesem Zeitpunkt im Essener 
Norden, was von einigen LokalpolitikerInnen 
als ungerecht proklamiert wurde und zu mas-
siven Protesten führte. Bundesweite Aufmerk-
samkeit erhielt etwa eine von lokalen SPD-
PolitikerInnen geplante Demonstration unter 
dem Motto «Der Norden ist voll», das an die 
ausländerfeindliche Polemik der 1990er Jahre 
erinnerte, als die Partei Die Republikaner «Das 
Boot ist voll» plakatierte. Ebenso erhielten die 
Aussagen eines zur AfD gewechselten ehema-
ligen Essener SPD-Politikers immer wieder 
ein Medienecho. 
Trotz langjähriger Erfahrungen der Stadt 
Essen, die seit 1975 bemüht ist, den Bereich 
Migration und Integration programmatisch 
als kommunalpolitisches Handlungsfeld zu 
institutionalisieren, wurde im Zuge der Fall-
studie deutlich, dass sowohl seitens der Lo-
kalpresse als auch seitens massgeblicher 
AkteurInnen die migrations- und integrati-
onspolitischen Debatten vor Ort in polarisie-
render Weise am Begriff der «Verteilungsun-
gerechtigkeit» aufgehängt werden. Hierbei 
werden sowohl die Zuweisung als auch die 
(freie) Wohnsitznahme geflüchteter Menschen 
dahingehend problematisiert, dass der Nor-
den Essens im gesamtstädtischen Massstab 
bereits massiv benachteiligt sei. Somit stellt 
die Diskussion um die Verteilung von Ge-
flüchteten auch ein Symptom eines generellen 
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titionen und politischer Mitsprache zulasten 
des Essener Nordens dar. Zugleich treten hier 
populistische Momente der Lokalpolitik zu-
tage, die sich auch von Ressentiments gegen-
über Geflüchteten und ihrer Beurteilung als 
«Belastung» nährt.
Auch nach der ersten Welle der Empörung 
übertönen in Essen diejenigen Stimmen, die 
die Unterbringungsfrage mit dem Verweis auf 
die strukturelle Ungleichheit zwischen dem 
Norden und dem Süden der Stadt problema-
tisieren, die vielfältigen Integrationsbemü-
hungen durch die Zivilgesellschaft. Obwohl 
zu Beginn des Jahres 2017 die meisten Ge-
flüchteten bereits dezentral in Wohnungen 
untergebracht waren, bricht die politisch bri-
sante Diskussion um eine mangelnde «Vertei-
lungsgerechtigkeit» in diesem Kontext nicht 
ab. Nach Aussage mehrerer Schlüsselakteu-
rInnen, die im Rahmen der Fallstudie inter-
viewt wurden, ist für die empfundene systema-
tische Verteilungsungerechtigkeit nicht allein 
die schwerpunktmässig im Essener Norden 
erfolgte Erstunterbringung von Geflüchteten 
ursächlich, sondern auch die Wahrnehmung, 
dass sich die zugewiesenen Personen, auch 
nachdem sie einen Aufenthaltstitel oder eine 
Duldung erhalten haben, prioritär dort nie-
derlassen. Auf diskursiver Ebene manifestiert 
sich diese Wahrnehmung beispielsweise in der 
Feststellung eines «Runs auf die Quartiere» 
des Essener Nordens. Tatsächlich bieten diese 
Quartiere einige strukturelle Vorteile für die 
frühe Niederlassungsphase von ImmigrantIn-
nen. Dazu gehören neben niedrigen Mieten, 
lokalen Angeboten der Nahversorgung und 
unterstützender Sozialarbeit auch die Präsenz 
«migrantischer Communities» sowie weitere 
Faktoren, die den Essener Norden als typisches 
«Ankunftsquartier» auszeichnen (Kurtenbach 
2013: 10). Nichtsdestotrotz wird immer wieder 
in erster Linie eine so genannte «Lobby» des 
Essener Südens, die den Zuzug von Geflüch-
teten erfolgreich zu verhindern wisse, für den 
Zuzug von jüngst immigrierten Menschen im 
Essener Norden verantwortlich gemacht. Fer-
ner ist auffällig, dass von der ablehnenden bis 
fremdenfeindlichen Haltung vereinzelter Lo-
kalpolitikerInnen in den Interviews vor Ort 
kaum gesprochen wird, geschweige denn, dass 
eine explizite Abgrenzung gegenüber dieser 
Haltung erfolgt. 
Neben der Benennung konkreter und 
messbarer Missstände der lokalen Politik, die 
die Integration im Quartier erschweren, wer-
den oft Bilder von ‹integrationsunwilligen› und 
gefährdenden Gruppen (re-)produziert und 
räumlich mit dem Essener Norden verknüpft. 
Ein zentrales Narrativ besteht darin, dass lo-
kale Herausforderungen durch die Erstver-
sorgung und Integration Geflüchteter weiter 
verschärft würden. Flankiert werden solche 
Narrative durch Szenarien steigender Krimi-
nalität oder drohender No-Go-Areas, die ins-
besondere in der Lokalpresse heraufbeschwo-
ren werden. Eine solche Praxis der räumlichen 
Zuschreibungen kann als Produktion «pani-
scher Räume» ( Tsianos, Ronneberger 2012: 43) 
charakterisiert werden und hängt eng zusam-
men mit einer «Verräumlichung der ‹sozialen 
Frage›» (ebd.: 46). Im Fall des Essener Nordens 
produziert sie ein dominantes spatial imag-
inary, das die argumentative Grundlage für 
abwehrende und restriktive Politiken bildet.
3.1.2 Politiken der strategischen 
 Inwertsetzung
Ganz anders als in Essen ist die Situation in der 
von Schrumpfung gekennzeichneten Klein-
stadt Altena gelagert. Während der lokalpo-
litische Diskurs in der Essener Fallstudie von 
einem Be- bzw. Überlastungs- und Ungerech-
tigkeitsszenario geprägt ist, fällt die Reaktion 
auf die Zuweisung von geflüchteten Menschen 
in Altena deutlich offener aus. 
Der eingangs beschriebene Bevölkerungs-
rückgang sowie die demographische Alterung 
bilden die Eckpfeiler der lokalen Debatten zu 
Migration und Integration in Altena. Vor ih-
rem Hintergrund entschied sich die Stadt, auf 
Initiative des Bürgermeisters und mit breiter 
Unterstützung der Altenaer Zivilgesellschaft, 
zusätzlich zu den ihr zugewiesenen Geflüch-
teten weitere 100 Menschen freiwillig aufzu-
nehmen. Damit verband sich die Hoffnung, 
ZuwanderInnen für die schrumpfende Stadt 
zu gewinnen. Und tatsächlich: die Altenaer 
Flüchtlingskoordinatorin konnte für das Jahr 
2015 konstatieren, dass der jahrzehntelange 
Negativtrend der Altenaer Bevölkerungsent-
wicklung vorerst gestoppt sei. Doch auch wenn 
die Altenaer Bevölkerungszahl in jenem Jahr 
sogar zunahm, ist sie seitdem wieder rück-
läufig, was nicht zuletzt auf den überdurch-
schnittlich hohen Anteil an EinwohnerInnen 
über 65 Jahren (40,6 %, Stand 2016), zurück-
zuführen ist (Bertelsmann Stiftung o. J.). 
Bis 2015 gab es in Altena keine nennens-
werte kommunalpolitisch-programmatische 
Auseinandersetzung mit dem Themenfeld In-
tegration – etwa in Form eines Integrations-
konzeptes – und das obwohl die Stadt auf eine 
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kann: Neben der klassischen Arbeitnehmer-
zuwanderung der 1960er und 1970er Jahre 
gab es in Altena in geringem Umfang schon 
früh auch eine fluchtbedingte Zuwanderung, 
die sogar statistisch erfasst wurde. Dabei präg-
ten und prägen, so der Bürgermeister, «Prag-
matismus, Zusammenhalt und eine besondere 
Herangehensweise» das integrationspolitische 
Handeln der Stadt. Dies zeigte sich u. a. in 
der dezentralen Unterbringung Geflüchteter 
in Wohnungen, im Angebot von Sprachkur-
sen für alle ZuwandererInnen sowie in einer 
vergleichsweise frühzeitig in Angriff genom-
menen Arbeitsmarktintegration geflüchteter 
Menschen. Zwar bedeutete der rapide Anstieg 
der Zahl Asylsuchender im Jahr 2015 auch für 
die Stadt Altena zunächst eine organisatori-
sche Herausforderung, wie sowohl von Sei-
ten der Verwaltung als auch von Repräsen-
tantInnen der Zivilgesellschaft im Interview 
hervorgehoben wird. Jedoch wurden noch im 
gleichen Jahr die Verwaltungsstrukturen an 
die neuen Bedingungen angepasst, erstmals 
Integrationsstellen geschaffen und Routinen 
für integrationspolitische Verfahrensabläufe 
etabliert. 
Insgesamt dokumentiert das Agieren von 
Stadtpolitik und -verwaltung in Altena das Be-
mühen um einen strategischen Umgang mit 
dem Zuzug Geflüchteter bzw. um die Inwert-
setzung des besonderen Umstands der flucht-
bedingten Zuwanderung mit Blick auf die be-
sonderen Problemlagen der Stadt. Im Fokus 
stehen dabei sowohl die Stärkung und För-
derung zivilgesellschaftlichen Engagements 
als auch die interkulturelle Öffnung der Ver-
waltung sowie ein umfänglicher Integrations-
ansatz, der Geflüchtete nicht nach formalen 
Bleibeperspektiven kategorisiert. Kommunale 
Handlungsspielräume in der Migrations- und 
Integrationspolitik werden dabei weit ausge-
schöpft. Der konjunktive Problemdiskurs des 
demographischen Wandels brachte in Altena 
verschiedene lokale AkteurInnen an einen 
Tisch und forcierte ein strategisches Vorge-
hen. In dieser Konstellation wird die Flexi-
bilität deutlich, die spatial imaginaries inhä-
rent ist und die es politischen AkteurInnen 
erlaubt, Problemstellungen umzudeuten, so-
fern sie kompatibel mit dem imaginary er-
scheinen (Hincks et al. 2017: 652). So wurde im 
Fall Altenas dem als Herausforderung wahrge-
nommenen Bevölkerungsrückgang nicht aus-
schliesslich mit dem prototypischen Lösungs-
ansatz der Attraktivitätssteigerung für eine 
autochthone Mittelschicht begegnet, sondern 
mit der freiwilligen Aufnahme von sowie breit 
angelegten Integrationsbemühungen gegen-
über Geflüchteten.
3.2 Einflussfaktoren und Pfad abhän gig­
keiten der Local­Level­Governance 
Die Etablierung und Ausgestaltung kommu-
naler Integrationspolitik ist abhängig von den 
strukturellen Voraussetzungen, die in einer 
jeweiligen Gemeinde gegeben sind, wie etwa 
Bevölkerungszahl, Fläche, sozioökonomische 
Rahmenbedingungen, lokale Migrations-
geschichte, bauliche Struktur, Kommunal-
finanzen, Kreisfreiheit/-angehörigkeit oder 
Differenzierungs- und Spezialisierungsgrad 
der kommunalen Verwaltungsstrukturen. Je-
doch kann die Varianz in diesem Politikfeld 
nicht ohne die Narration drängender lokalpo-
litischer Herausforderungen verstanden wer-
den, die von Stadt zu Stadt unterschiedlich 
ausfällt. Dabei gehen wir davon aus, dass die 
jeweils spezifische Konstellation neben der 
Herstellung lokalpolitischer Pfadabhängig-
keiten auch kritische Momente schafft, an de-
nen sich etablierte Handlungslogiken brechen 
oder gar umkehren lassen (Liebmann, Kuder 
2012: 1157).
3.2.1 Programmatische Institutionalisierung
Die Ausgestaltung lokaler Integrationspoli-
tik in den von uns untersuchten Kommunen 
unterscheidet sich erheblich nach dem Grad 
ihrer Institutionalisierung in Form niederge-
schriebener Programmatiken und Konzepte. 
Während Essen auf eine lange Tradition in-
stitutionalisierter und programmatisch ge-
leiteter Integrationspolitik zurückblickt, ist 
 Altena der jüngsten Fluchtmigration ohne sol-
che Konzepte begegnet; entsprechende Vor-
stösse im Stadtrat wurden dort einige Jahre 
zuvor sogar noch aktiv zurückgewiesen. Diese 
unterschiedlichen Institutionalisierungshisto-
rien können einen ausschlaggebenden, teils 
auch ambivalenten Einfluss auf die jeweilige 
Ausdifferenzierung lokaler Integrationspoli-
tiken haben. So ist erstens auffällig, dass die 
Essener Integrationspolitik sich durch eine 
ausgeprägte Zielgruppenorientierung aus-
zeichnet, die den Zugang zu Angeboten etwa 
nach ethnischen Kriterien regelt, während in 
Altena keine entsprechende Differenzierung 
zugewanderter Menschen erfolgt. Zweitens 
bestehen Differenzen dahingehend, dass Inte-
grationspolitiken in Essen vorwiegend sekto-
ral organisiert sind, etwa im Bereich Jugend-
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dem Anspruch nach) dezidiert querschnitts-
orientiert und alle Lebensbereiche umfassend 
 organisiert.
3.2.2 Kommunalverwaltung im 
 Mehrebenensystem
Die unterschiedlichen Konstellationen der 
Einbettung von kommunalem Verwaltungs-
handeln im Mehrebenensystem hat in den 
Fallkommunen erheblichen Einfluss darauf, 
welcher Entwicklungspfad im Bereich der 
kommunalen Integrationspolitiken einge-
schlagen wurde. Im Gegensatz zur Stadt Essen 
ist Altena nicht kreisfrei. Interessanterweise 
lassen sich jedoch in derjenigen Fallstudie, in 
der die kommunale Ebene einstufig aufgebaut 
ist, d. h. in Essen, stärker ausgeprägte ‹verti-
kale› Konflikte beobachten als in der Altenaer 
Fallstudie, wo mit Kreis und Stadt zwei kom-
munale Gebietskörperschaften existieren. So 
erweisen sich in der Stadt Altena die klein-
städtische Struktur und die kurzen Verwal-
tungswege, die flachen Hierarchien und vor-
handene persönliche Netzwerke hinsichtlich 
der Koordination des Verwaltungshandelns 
und der Kompromissfindung zwischen ver-
schiedenen AkteurInnen als vorteilhaft (ILS 
2016: 26). Aber auch die Kooperation mit dem 
Märkischen Kreis als übergeordneter kom-
munaler Gebietskörperschaft zeichnet sich 
durch eine vergleichsweise konfliktarme Ar-
beitsteilung aus. Der Kreis übernimmt weit-
gehend eine unterstützende und ergänzende 
Funktion für die in Altena unternommenen 
kommunalpolitischen Integrationsanstren-
gungen. Im Kontrast dazu wird im Fall von 
Altenessen und Karnap die Aufgabenvertei-
lung zwischen dem ‹Essener Rathaus› einer-
seits und den für die einzelnen Stadtteile zu-
ständigen nachgeordneten Verwaltungsstellen 
der Essener Bezirke andererseits zum Poli-
tikum erhoben. Dreh- und Angelpunkt der 
Auseinandersetzungen ist dabei das bereits 
erläuterte ‹Essen- typische› Narrativ der ge-
samtstädtischen Verteilungsungerechtigkeit 
bezüglich kommunaler Ressourcen und Mit-
bestimmungsmöglichkeiten. Hinzu kommen 
die auf horizontaler Ebene verlaufenden Kon-
fliktlinien, die gleichsam bestätigen, dass das 
genannte Narrativ einen ‹realen› Hintergrund 
hat: der Widerstreit zwischen den Quartieren 
des Essener Nordens und denen des Südens. 
Dass die Themen Integration und Migration in 
Essen in die Mühlen innerstädtischer Macht- 
und Verteilungskämpfe geraten sind, hat auf 
der Arbeitsebene die bezüglich dieser Themen 
verfügbaren Handlungsmöglichkeiten erheb-
lich eingeschränkt. Denn die immer mitlau-
fende Frage nach dem geographischen ‹Wo› 
der Integration ‹bereichert› die ehedem nicht 
einfachen Integrationsdebatten um eine wei-
tere Problem dimension. 
3.2.3 Kooperation der Kommunalverwaltung 
mit AkteurInnen aus Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft
In Altena konnte die dezentrale Unterbringung 
von Geflüchteten in Wohnungen, die über das 
gesamte Stadtgebiet verteilt sind, hauptsäch-
lich deshalb realisiert werden, weil die Stadt 
eng mit der Altenaer Baugesellschaft sowie 
privaten VermieterInnen zusammenarbeitete. 
Sie konnte dabei zum einen auf einer lang-
jährig eingeübten Praxis der Zusammenarbeit 
aufbauen und zum anderen auf dem geteilten 
(ökonomisch motivierten) Wunsch, die nega-
tive Bevölkerungsentwicklung der Stadt auf-
zuhalten. Denn hohe Leerstandsquoten hat-
ten bereits zu einem erzwungenen Rückbau 
des Immobilienbestandes geführt. Eine solche 
Wachstumskoalition gibt es in Essen mit sei-
nem profitableren Wohnungsmarkt nicht. Die 
Stadt konnte dort nicht steuernd zugunsten ei-
nes Belegungsmanagements eingreifen, da die 
Wohnungsunternehmen sich angesichts feh-
lenden ökonomischen Handlungsdrucks als 
nicht kooperativ erwiesen.
Die Integration der Zugezogenen in die 
Stadtgesellschaft wurde in Altena durch ein 
Netzwerk von 70 bis 100 Personen gesichert, 
die als «Kümmerer» für Geflüchtete in der 
Stadt aktiv sind. Koordiniert wurden deren Ak-
tivitäten durch das «Generationenbüro Stell-
werk», eine Freiwilligenagentur, die bereits 
Jahre zuvor mit dem Ziel gegründet worden 
war, das «Potential der vielen älteren Men-
schen, die in der Stadt leben, ehrenamtlich 
zu nutzen» ( Bender 2016). Diese bereits eta-
blierte Schnittstelle zwischen Stadtverwaltung 
und Zivilgesellschaft erwies sich als effektive 
Ermöglichungsstruktur, auf die viele der in Al-
tena unterbreiteten Integrationsangebote für 
Geflüchtete zurückgehen. Auch Essen verfügt 
mit der «Koordinierungsstelle Ehrenamt» und 
der «Ehrenamtsagentur Essen» über professio-
nelle Einrichtungen, die zivilgesellschaftliches 
Engagement in tragfähige Integrationsange-
bote überführen, wozu etwa Sprachförderung, 
Unterstützung bei Behördengängen oder die 
Einrichtung von Begegnungsräumen gehören. 
Diese stadtweiten Initiativen ermöglichen ge-
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reiches› Ankommen und unterstützen diese bei 
der Wohnraumsuche oder bei ihren Bildungs-
anstrengungen. Ihrer engeren Verzahnung mit 
der Quartierspolitik stehen dabei aber die skiz-
zierten Auseinandersetzungen um die stadt-
weite ‹Verteilungsgerechtigkeit› entgegen.
3.2.4 Lokale Problemdiskurse
Unsere Untersuchungen zeigen, wie die Eta-
blierung und Ausgestaltung des Politikfeldes 
Integration in Essen vor allem vom Narra-
tiv der in der Stadt seit vielen Jahren festzu-
stellenden sozialräumlichen Segregation be-
einflusst ist. So wurde der Umgang mit der 
fluchtbedingten Zuwanderung der vergange-
nen Jahre massgeblich von der regelmässigen 
Anrufung eines Macht- und Ressourcengefäl-
les zwischen dem Süden und dem Norden der 
Stadt bestimmt. Für das öffentliche Handeln 
in Altena wiederum waren es der geteilte Dis-
kurs rund um die schrumpfende Stadt sowie 
der gemeinsame Wille zum Wachstum, die 
proaktive und ineinandergreifende Integrati-
onsbemühungen ermöglichten.
Zugleich gibt es Diskurse, die in beiden 
Kommunen von vergleichbaren Narrativen be-
stimmt werden. Sowohl in den untersuchten 
Essener Stadtteilen als auch im Märkischen 
Kreis reagierten PolitikerInnen auf die stei-
genden Zuzugszahlen mit öffentlichen For-
derungen nach deren Begrenzung. Darüber 
hinaus zeichneten die interviewten AkteurIn-
nen in beiden Fallstudien ein Bild überlaste-
ter und überforderter Verwaltungsstrukturen. 
Aus dieser Wahrnehmung heraus wurden hier 
wie dort Krisenstäbe zur Flüchtlingsaufnahme 
eingerichtet, die eine schnelle Unterbringung 
der neuankommenden Menschen gewährleis-
ten sollten. Sowohl in Essen als auch in  Altena 
wurde von Personalengpässen in der Kommu-
nalverwaltung berichtet, die nur sukzessive 
ausgeglichen werden konnten. Hinzu kamen 
zahlreiche Änderungen im Aufenthalts- und 
Zuwanderungsgesetz, die vielfach als «Erlass-
flut» wahrgenommen wurden. Ebenso stellte 
die Initiierung einer Vielzahl von Förderpro-
grammen durch Bund und Land die lokalen 
AkteurInnen vor enorme Herausforderungen; 
die Akquisition der befristet zur Verfügung ge-
stellten Gelder drohte vielfach an fehlenden 
personellen Ressourcen zu scheitern.
Nicht nur für den Essener Norden wird der 
Zuzug von Geflüchteten als eine Belastung für 
die betreffenden Quartiere charakterisiert, 
die bereits vorhandene strukturelle Probleme 
verschärft. Ein analoges Narrativ findet sich 
auch im Kontext der Altenaer Flüchtlingspoli-
tik wieder. So wird die Anzahl der (zusätzlich 
zu den zugewiesenen) freiwillig aufgenomme-
nen Geflüchteten mit der Begrenztheit der lo-
kalen Integrationskapazitäten in Bezug auf 
den zur Verfügung stehenden Wohnraum, die 
verfügbaren Kita- und Schulplätze sowie die 
(unterstellten) Zumutbarkeitsgrenzen für die 
ansässige Bevölkerung begründet. Das hier 
aufscheinende Belastungsnarrativ ist von der 
Vorstellung getragen, dass es eine gleichsam 
absolute Obergrenze des lokalen Integrati-
onsvermögens gebe, deren Überschreitung 
das vorhandene Integrationspotential (wenn 
nicht gar die öffentliche Ordnung) zusam-
menbrechen lasse. Im Sinne eines «souverä-
nitätsbezogenen Wohlfahrtsprotektionismus» 
(Abraham 2017: 535) sollen durch eine Be-
grenzung ferner der Zugang zu wohlfahrts-
staatlichen Leistungen sowie Sicherheit und 
Stabilität für die ansässige Bevölkerung ga-
rantiert bleiben. Dieses dominante Narrativ 
wurde für die Ebene des Nationalstaats auch 
als «liberales Paradoxon» (Holli field 2004: 85) 
in der Migrationspolitik der demokratischen 
und liberal verfassten Staaten beschrieben. 
Wesentliches Kennzeichen dieses Paradoxon 
ist die Gleichzeitigkeit von Politikansätzen, die 
Grundrechte und wohlfahrtsstaatliche Integ-
rationsleistungen garantieren wollen und Po-
litikansätzen, deren Ziel die Durchsetzung von 
Zuzugsgrenzen ist. Damit bietet es ein – auch 
auf kommunaler Ebene – schlüssiges Inter-
pretationsangebot für die in den Fallstudien 
beobachtete Gleichzeitigkeit von Integrations- 
und Abwehrpolitiken.
In den Forderungen nach Zuzugsbegren-
zungen offenbart sich neben der Annahme 
einer Obergrenze der quantitativen Aufnah-
mekapazitäten zudem eine qualitative Begren-
zungslogik, die im Kontext langjähriger Diskus-
sionen um die Verquickung von ethnischer und 
sozialer Segregation in Grossstädten steht. Der 
Raumtypus des (ethnischen) «Ghettos» ist zwar 
in deutschen Städten empirisch nicht nach-
weisbar (Gestring 2011; Tsianos 2015), doch 
hat er als raumplanerische Dystopie sowohl in 
Essen als auch in der Kleinstadt Altena massge-
blichen Einfluss auf die am Ort geführten mig-
rations- und integrationspolitischen Debatten. 
In Altenessen und Karnap verdichtet sich der 
Begründungszusammenhang für Zuzugsgren-
zen im angesprochenen Slogan «Der Norden 
ist voll». Er eröffnet zugleich die Möglichkeit 
einer Zugehörigkeitsdistinktion und bietet eine 
Legitimationsgrundlage für die Zurückweisung 
52 disP 218 · 55.3 (3/2019) Anderer (deren Aufnahme die eigene Existenz-
grundlage gefährde, da das ‹Boot zu kentern 
und die eigene Besatzung zu ertrinken drohe›) 
(vgl. Pagenstecher 2012). Doch auch in Altena, 
wo bis heute keine nennenswerte sozialräum-
liche Segregation festzustellen ist, gilt die Ver-
meidung von Segregationsprozessen als zent-
rales stadtentwicklungspolitisches Anliegen. So 
wurde in den Interviews mit dem Bürgermeis-
ter wie auch mit der zuständigen Baugesell-
schaft die Bemühung hervorgehoben, Zugezo-
gene über das gesamte Stadtgebiet zu verteilen. 
Kulturalisierungspraxen, wie sie in Grossstäd-
ten häufig den Segregationsdiskurs unterfüt-
tern (Ronneberger, Tsianos 2009: 46), werden 
damit auch in der Stadtentwicklungspolitik der 
untersuchten Kleinstadt adaptiert.
4. Lokale Handlungsoptionen  
im Mehr ebenen system
Was uns die Fallstudien mit Blick auf das kom-
munalpolitische Handlungsfeld Migration 
und Integration zeigen, ist zunächst, dass un-
terschiedliche Kommunen, vor vergleichbare 
Herausforderung gestellt, stark variierenden 
Handlungspfaden folgen, die nicht klar an-
hand gängiger (partei-)politischer Lager ab-
grenzbar oder allein auf strukturelle Unter-
schiede zurückzuführen sind. Dies bestätigt 
zunächst zwei der eingangs getätigten Annah-
men. Erstens zeigt sich, dass die Kommunen 
im Bereich der Migrations- und Integrations-
politik einen Bedeutungszuwachs erfahren 
und dass sie ihre Handlungsspielräume in die-
sem Politikfeld ausbauen (Schammann, Kühn 
2016). Während dieser Bedeutungszuwachs im 
Kontext der BRD auf die verfassungsmässig 
verankerte kommunale Selbstverwaltungsga-
rantie zurückgeführt werden kann, reiht er 
sich auch in internationale Beobachtungen 
ein, die unter dem Schlagwort des ‹local turn› 
firmieren: «Cities and regions, then, are be-
coming more and more active agents, draw-
ing their own agenda, policy strategies and 
key questions/answers to challenges related 
to integration and diversity accommodation» 
(Zapata- Barrero et al. 2017: 242). 
Zweitens lässt die Rekonstruktion eines 
kontinuierlich-konsistenten kommunalpoliti-
schen Handelns in den beiden Fallstudien er-
kennen, dass die unterschiedlich ausfallenden 
politischen Reaktionen in ein System aufein-
ander aufbauender Entscheidungen, Begrün-
dungen und bestehender Netzwerke einge-
bettet sind, die auch als «Pfadabhängigkeiten» 
(Liebmann, Kuder 2012) beschrieben werden 
können. Die zur Verfügung stehenden kommu-
nalpolitischen Handlungsoptionen im Kontext 
von Migration und Flucht ergeben sich also 
nicht im ‹luftleeren› Raum, sondern sind durch 
Pfadlogiken vorgegeben. Diese können sich, 
wie in den hier diskutierten Fällen, etwa aus 
ungleichen strukturellen Bedingungen für die 
Stadtentwicklung, aus spezifischen lokalpoli-
tischen und administrativen Konstellation im 
Mehrebenensystem, aus der jeweiligen Insti-
tutionalisierungsgeschichte programmatischer 
Integrationspolitik oder aus der Existenz und 
Belastbarkeit spezifischer Akteursnetzwerke 
ergeben.
Darüber hinaus konnten in den Fallstudien 
geteilte Vorstellungen von Vergangenheit, Ge-
genwart und möglichen Zukünften der un-
tersuchten Städte festgestellt werden, die im 
politischen Umgang mit der Aufnahme Ge-
flüchteter enorme Wirkkraft entwickelten. 
Diese spatial imaginaries ermöglichten in bei-
den Fällen lokalspezifische Problemdiskurse 
und konnten durch politische AkteurInnen 
erfolgreich mobilisiert werden, um Koalitio-
nen sowohl für Abwehr- als auch für An werbe-
stra te gien zu formieren: «They are used by 
participants of projectrelated discourse to 
promote their own interests, create legitima-
tion and assemble social resources for their 
projects» (Bürkner 2017: 3). Eine solche «Ver-
knüpfung von Deutungssystemen an konkrete 
Orte» (Bauridl 2007: 308) kann als eine spezi-
elle diskursive Praxis verstanden werden, die 
in den untersuchten Städten von besonderer 
Bedeutung ist. Diese lokalspezifischen Dis-
kurse sind durchdrungen von Narrativen zu 
Migration und Flucht, die anscheinend ohne 
manifesten Betrachtungsgegenstand auskom-
men. Deutlich wird dies nicht zuletzt an der 
allgegenwärtigen Diskursfigur des «Ghettos», 
des «explosiven Raums» schlechthin (Tsianos 
2015: 67), dem es um jeden Preis vorzubeugen 
bzw. entgegenzuwirken gelte. Diese Diskurs-
figur benötigt offenbar weder konkrete Orte 
noch bestimmte Menschen, um ihre Wirkung 
zu entfalten, sondern lediglich eine eingeübte 
Praxis des (latenten oder manifesten) othering. 
Ähnliches gilt für die in beiden Fällen vorge-
fundene diskursive Verschränkung von Inte-
grationserfolg und Migrationsbeschränkung, 
die die Möglichkeit der Integration von Zu-
wandererInnen kausal mit der gleichzeitigen 
Begrenzung der Zuwanderungszahlen verbin-
det. Mit dieser Argumentationsfigur spiegelt 
sich das «liberale Paradoxon» der Migrations-
politik (Hollifield 2001: 85) auf lokaler Ebene 
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grundierten Migrations- und Integrationsver-
ständnis, das Migration begrüsst, soweit sie 
sich einerseits für die Lösung anstehender He-
rausforderungen inwertsetzen und anderer-
seits regulieren lässt ( Lentin,  Titley 2011). Es 
wird auch als «Dispositiv der unternehmeri-
schen Willkommenskultur» (Bröse 2018: 206) 
verhandelt und ist in beiden beschriebenen 
Fallstudien nachweisbar. 
In die in den beiden Fallstudien herausge-
arbeiteten Diskurse zu Migration und Integra-
tion ist ein Integrationsbegriff eingelassen, der 
Integration vorrangig mit soziostrukturellen 
Kategorien wie Erwerbstätigkeit, Staatsbürger-
schaft, Sprach- und Bildungserwerb verbindet, 
während viele ZuwandererInnen Integration 
demgegenüber eher mit bi- bzw. transnationa-
len Konzepten (Rauer, Schmidtke 2004: 272) 
oder dem Abbau gesellschaftlicher Teilhabe-
barrieren (Lebuhn 2013: 234) assoziieren. Eng 
damit zusammen hängt die Vorstellung von 
kulturalisierender Differenzierung und Hier-
archisierung, die zum einen auf Logiken des 
otherings, zum anderen auf einer Unterschei-
dung von «legitimen» und «illegitimen» Flucht-
gründen beruht und daraus zahlreiche Diffe-
renzierungen ableitet, die für die betroffenen 
Menschen auf lokaler Ebene weitreichende 
rechtliche Folgen hinsichtlich ihres Zugangs 
zum Wohnungs-, Bildungs- und Arbeitsmarkt 
haben.
Handlungsspielräume der lokalen Integra-
tions- und Migrationspolitik sind somit nicht 
nur durch gesetzliche Rahmungen und indi-
viduelles Engagement der AkteurInnen be-
dingt, sondern sie werden massgeblich auch 
von lokal spezifischen Prädispositionen und 
Pfad abhängig keiten beeinflusst, die sich ihrer-
seits vor dem Hintergrund lokaler spatial imag-
inaries zusammensetzen. Governanceanalysen 
wird es kaum gelingen, die Grundlagen und 
Triebkräfte spezifischer kommunaler Migra-
tions- und Integrationspolitiken vollständig zu 
rekonstruieren, ohne dabei diese diskursiven 
Dimensionen zu berücksichtigen.
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1 Die hier präsentierten Ergebnisse sind aus-
führlicher im Abschlussbericht des Projekts 
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Publikation ‹Integrierende Stadtentwicklung›. 
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